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Die Schule in derBernerGemein-
deWiedlisbach ist in die Schlag-
zeilen geraten. Gleich drei Fami-
lien werfen ihr gegenüber dem
«Blick» vor, ihre Kinder nicht vor
Mobbing geschützt zu haben. Ei-
ner der Fälle liegt bereits drei
Jahre zurück. Die Familie zog
weg, nachdem ihre Tochter im
Teenageralter Suizidgedanken
geäussert hatte,weil sie vonMit-
schülern geschlagen und bedroht
worden war. Die anderen Fälle
sind aktuell. Die Mütter erzäh-
len, dass ihre Zweit- und Dritt-
klasskinder regelmässig mit
blauen Flecken heimkommen.

In einer Stellungnahmewehrt
sich die Schule gegen die Vor-
würfe in den Medien und zählt
zahlreiche Präventionsmassnah-
men auf. Mobbing werde regel-
mässig thematisiert und von der
Schulleitung zusammenmit der
Schulsozialarbeit, den Lehrper-
sonen, Eltern und betroffenen
Kindern konsequent angegan-
gen. Zurzeit sei keinMobbingfall
bekannt, sagt die Schulleiterin
Beatrice Fischer am Telefon. Sie
räumt aber ein, dass die Kommu-
nikation zwischen der Schule
und den betroffenen Familien
derzeit schwierig sei.

Das ist typisch. Mobbing ist
schwierig zu erkennen und noch
schwieriger zu belegen. Vieles
findet imVerborgenen statt oder
sieht auf den ersten Blickwie ein
harmloser Konflikt aus. Es steht
Aussage gegen Aussage. Die ge-
genseitigenVorwürfe lassen sich
nichtmit einemneutralen Urteil
auflösen.

Das Phänomen ist verbreitet.
Gemäss der Pisa-Studie 2022
machen 19 Prozent der Schwei-
zer Schüler und Schülerinnen
mehrmals imMonatMobbinger-
fahrungen. Der Wert wurde aus
verschiedenen Teilaussagen be-
rechnet.

Die Schulkinder gaben unter
anderem an, von anderen regel-
mässig gehänselt und ausgelacht
zuwerden (12 Prozent), dass über
sie gemeine Gerüchte verbreitet
würden (6 Prozent), dass sie ge-
zielt ausgeschlossen würden (5
Prozent), und einige blieben
mehrmals pro Monat zu Hause,
weil sie sich in der Schule nicht
sicher fühlten (3 Prozent). Sie
wurden bedroht und geschlagen
oder ihre Sachenwurden gestoh-
len und zerstört.

Blaue Flecken,
kaputte Sachen
Auch in der Stadt und Region
Bern erzählen immer wieder
Eltern von Mobbingfällen. Und
wie in Wiedlisbach fühlen sich
viele dieser Familien von der
Schule zuwenig unterstützt, so-
dass am Ende das betroffene
Kind statt derTäter undTäterin-
nen die Klasse oder gar die Schu-
le wechselt.

Da einWechsel innerhalb der
Volksschule nurmit Einwilligung
der Behörden möglich ist, bleibt
den Eltern im Falle eines Kon-
fliktes mit der Schulleitung nur
derWechsel an eine Privatschu-
le oder der Umzug in einen an-
deren Schulbezirk. Denn oft ge-
lingt es Schulen nicht,Mobbing-
verhalten zu unterbinden und
die Betroffenen wirksam zu
schützen.Das zeigen Zahlen von
Privatschulen.

Im Kanton Bern besuchen gut
3000 von knapp 118’000 schul-
pflichtigen Kindern und Jugend-
lichen eine Privatschule. Bei vie-
len dieser Privatschulkinderwar
Mobbing oder zumindest das
subjektive Gefühl, dass ihr Kind
ausgegrenzt oder diskriminiert
werde, der Grund für den Schul-
wechsel. Gemäss dem Direktor
der Neuen Mittelschule Bern
(NMS), Peter Heiniger, spielt
Mobbing bei jeder zweiten Fami-
lie eine Rolle für den Schulwech-

sel. Auch andere Privatschulen,
sagen auf Anfrage, dass beim
Grund für den Wechsel an die
Privatschule immerwiederMob-
binggeschichten im Spiel seien.

Schulleiterverband
empfiehlt Mobbingkonzept
Christian Ryser ist Geschäftsfüh-
rer von der Stiftung Berner Ge-
sundheit, die unter anderem
Schulen bei der Prävention von
Mobbing unterstützt. Grundsätz-
lich sei keine Schule gegenMob-
bing-Dynamiken gefeit, sagt er.
Es gebe im Kanton Bern aber
Schulen, die sich sehr gut auf
Mobbingfälle vorbereiteten, eine
enge Zusammenarbeit und offe-
ne Kultur pflegten, sowie ande-
re, die kaum Ressourcen für das
Thema hätten. «Wenn dann ein
Fall auftritt, sind die Unvorberei-
teten unsicher, machen Fehler
und kommunizieren schlecht»,
erklärt er.

DerBernerVerband der Schul-
leitungen (VSL) empfiehlt des-
halb allen Schulen, rechtzeitig
ein Mobbingkonzept zu entwi-
ckeln und es im Team immer
wieder zu diskutieren, wie der
Co-Präsident Niels Lang sagt.

Schulen dürfen
nicht parteiisch sein
Externe Angebote seien zwar
sehr gut, doch diese seien oft re-
lativ kostspielig. «Die Schulsozi-
alarbeit entlastet die Schullei-
tung wie die Lehrkräfte sehr»,
sagt Lang. Doch nicht an jeder
Schule gebe es eine Schulsozial-
arbeiterin. Wenn es eine gebe,
habe sie oft nicht genügend Stel-
lenprozente, um alle sozialen
Herausforderungen einer Schu-
le zu lösen. Aber genau das sei
wichtig, um Mobbing gar nicht
erst entstehen zu lassen, sagt
Lang und nimmt damit die Ge-
meinden in die Pflicht, genügend
Stellenprozente für die Schulso-
zialarbeit zu sprechen. Er spricht
aber auch die besondere Rolle

der Lehrpersonen und Schullei-
tungen an. «Die Lehrer und
Schulleiterinnen sind allen
Schulkindern verpflichtet», sagt
er. Den Tätern ebenso wie den
Opfern. Während die Familien
derOpfer oft ein klares Urteil er-
warten, sehen die Familien der
Akteure und Mitläuferinnen
beim Mobbingvorwurf ihr Kind
ungerecht behandelt. «Das ist
eine Zerreissprobe», sagt Lang.

Schliesslich werde der Mob-
bingvorwurf heute sehr schnell
vorgebracht, sagt Lang.Nicht je-
der Konflikt sei bereits ein Mob-
bingfall.

Die selbstständige Mobbing-
Spezialistin Bettina Dénervaud
beobachtet allerdings das Gegen-
teil: «In 90 Prozent der Fällewar-
ten die Eltern zu lange, bis sie
Hilfe suchen.» Dénervaud berät
Opferfamilien und führtmit von
Mobbingfällen betroffenen Klas-
sen Interventionen durch.

Ein Gruppenphänomen
mit Machtgefälle
Sie räumt aber ein, dassMobbing
von aussen schwierig zu erken-
nen sei. Die betroffenen Kinder
würden meist schweigen, um
nicht als Petze zu gelten. «Sie ha-
ben zu Recht Angst, dass das die
Aggressionen der Tätergruppe
verstärkt.»

Im Unterschied zu einem Kon-
flikt, der sich lösen lasse, wenn
die Streitursache bereinigt wer-
de, seiMobbing ein Gruppenphä-
nomen, bei dem ein Kind syste-
matisch über eine längere Zeit
immer wieder fertiggemacht
werde, erklärt Dénervaud.

Dabei besteht zwischen der
Tätergruppe –meist versammeln
sich umdieHauptakteure in kur-
zer Zeit zwei bis fünfMitläufer –
undbetroffenemKind einMacht-
gefälle. Die Tätlichkeitenwerden
gezielt eingesetzt, um das Opfer
zu verletzen.

Gegen diese Angriffe können
sich die Betroffenen nicht selbst
wehren. Von den neutral einge-
stellten Kindern erhielten sie kei-
ne Hilfe,weil diese befürchteten,
selbst in die Schusslinie zu gera-
ten. Die Täterkinder seien oft
sehr charismatisch und könnten
andere Kinder in ihren Bann zie-
hen. Doch hätten sie manchmal
bereits als junge Kinder selbst
psychische Probleme. «Ein an-
deres Kind zu mobben, gibt ih-
nen ein Gefühl von Macht und
Zugehörigkeit», sagt Dénervaud.

Deshalb arbeitet sie an betrof-
fenen Klassen nach dem soge-
nannten No-Blame-Approach.
Sie beschuldigt niemanden, son-
dern versucht die Hauptakteu-
rinnen undMitläufer in ihren po-
sitiven Eigenschaften zu bestär-
ken, das Klassenklima zu
verbessern und eine Unterstüt-
zergruppe für dasMobbingopfer
aufzubauen. So entzieht sie der
Tätergruppe ihre destruktive
Macht und gibt ihr trotzdem
ein besseres Gefühl. «Damit
kannman schon inwenigenWo-
chen etwas bewirken», sagt
Dénervaud.

InWiedlisbach haben sich die
Lehrpersonen kürzlich im No-
Blame-Approachweitergebildet,
wie die Schulleiterin Beatrice Fi-
scher sagt. Und für den aktuel-
len Fallwerde sie nach den Som-
merferien externe Hilfe holen.

Mobbingfälle überfordern viele Schulen
Wenn sich Kinder plagen Schulbehörden haben oft Mühe, Mobbing von normalen Konflikten zu unterscheiden.
Jedes fünfte Schulkind berichtet von Mobbingerfahrungen.

Mobbing geht oft von einer Gruppe Kinder oder Jugendlicher aus. (Symbolbild) Fotos: Geri Schedl/Franziska Rothenbühler

Christian Ryser sagt:
«Grundsätzlich ist keine Schule
vor Mobbing-Dynamiken gefeit.»

Bettina Dénervaud arbeitet bei
Mobbingfällen mit Klassen nach
dem No-Blame-Approach.

Die Tätlichkeiten
werden gezielt
eingesetzt, um
das Opfer zu
verletzen.

Bahnhof Bern Am Freitag gegen
1.50 Uhr wurde am Treffpunkt
im Bahnhof Bern ein Mann von
einem Unbekannten mit einem
spitzen Gegenstand tätlich ange-
griffen.Wie die regionale Staats-
anwaltschaft Bern-Mittelland
mitteilt, habe sich das Opfer zur
Wehr gesetzt,woraufhin derTä-
ter in Richtung Neuengasse
rannte. Das Opfer wurde beim
Angriff schwer verletzt und
musste schliesslich mit der Am-
bulanz ins Spital. Die Polizei hat
Ermittlungen aufgenommen.
Ersten Abklärungen zufolge sei
davon auszugehen, dass sichOp-
ferundTäter gekannt haben. (PD)

Unbekannter
verletzt einen
Mann schwer

Wegen Feuerwerkskörpern Kurz vor
Mitternacht in derNacht auf den
2. August geriet der sogenannte
«Turnerspycher» in Oberwan-
gen bei Bern in Brand. Der Feu-
erwehr gelang es, den das Feuer
unter Kontrolle zu bringen und
es zu löschen. Das Gebäude des
Turnvereins Oberwangen an der
Herzwilstrasse, das auch alsVer-
anstaltungslokalität genutzt
wurde, wurde durch die Flam-
men jedoch komplett zerstört.
Wie die Polizei mitteilte, habe
das Gebäude durch Feuerwerks-
körper Feuer gefangen. Die Poli-
zei hat Ermittlungen aufgenom-
men, der Verursacher sei be-
kannt. (PD)

«Turnerspycher»
in Oberwangen
abgebrannt

Die in der Stadt Bern eingereich-
te Volksinitiative für einen kos-
tenlosen öffentlichen Verkehr
bleibt ungültig. Das hat das ber-
nischeVerwaltungsgericht in ei-
nem amFreitag veröffentlichten
Entscheid festgehalten.

Wie die Vorinstanz, ist auch
das Verwaltungsgericht der An-
sicht, die Initiative verstosse ge-
gen die Bundesverfassung. Ein-
gereicht hatten das Volksbegeh-
ren die Partei der Arbeit (PdA)
und die Kommunistische Jugend.
Sie fordern, dass der öffentliche,
nicht touristischeVerkehr in der
Stadt Bern für alle Benutzenden
kostenlos sein soll.

Bundesrecht verlange, dass
die ÖV-Nutzenden einen «ange-
messenen Teil» der Kosten tra-
gen, kam auch dasVerwaltungs-
gericht zum Schluss. Damit ver-
folge der Bund eine Steuerung
derNachfrage überdenPreis.Der
ÖVsoll nicht zu billig sein, damit
das Systemnicht überranntwer-
de. Er dürfe aber auch nicht zu
teuer sein, damit die Bürgerin-
nen und Bürger ihn auch nutz-
ten.Die Initiative verstosse gegen
die Vorgabe der «angemessenen
Beteiligung»,betonte dasVerwal-
tungsgericht. Eine solche Betei-
ligung könne nicht bei null lie-
gen. Ausserdem habe das Bun-
desgericht erst kürzlich eine
ähnliche Initiative aus demKan-
ton Freiburg als nicht verfas-
sungskonform beurteilt. (SDA)

Initiative für
Gratis-ÖV in Bern
bleibt ungültig
Beschwerde abgelehnt Das
Verwaltungsgericht sieht
bei der Initiative für Gratis-
ÖV einen Verstoss gegen die
Bundesverfassung.


